
bvitg-Positionspapier zur Gesundheitspolitik 

Gute Gesundheitsversorgung braucht mehr IT 

Informationstechnologie ist aus unserem Leben heute nicht mehr weg zu denken: Wir 

benutzen Smartphones, kaufen online ein, erledigen Bankgeschäfte oder checken unter-

wegs mal eben schnell in unsere Flüge ein und laden ganze Filme und Bücher auf tragba-

re Computer. Was in unserem täglichen Leben selbstverständlich ist, ist in unserem Ge-

sundheitswesen eine Ausnahme: Elektronische Patientenakten sind kaum verbreitet, Da-

ten aus unterschiedlichen Quellen lassen sich nicht zusammen führen – die digitale Ver-

netzung breitet sich im Gesundheitsbereich nur schleppend aus.  

Die sektorenübergreifende technische und semantische Interoperabilität muss in 

Deutschland beschleunigt werden. Aber dazu müssen sich alle Beteiligten, das heißt so-

wohl Politik, Selbstverwaltung und Wirtschaft belastbar dazu bekennen, eine einheitliche 

Telematik-Infrastruktur zu unterstützen und zu nutzen, die von ihr bereitgestellten 

Dienste zu berücksichtigen und sich auf einheitliche Standards für heutige und zukünftige 

Anwendungen verständigen.  

Um ihr volles Potential entfalten zu können, muss die Gesundheits-IT – und damit auch 

E-Health und Telematik – einen eigenen Stellenwert im deutschen Gesundheitswesen 

bekommen. Dafür sind aus bvitg-Sicht die folgenden Voraussetzungen notwendig: 

>> Schnelle Einführung einer flächendeckenden Telematikinfrastruktur  

Wir benötigen schnellstmöglich eine flächendeckende Telematikinfrastruktur in 

Deutschland! Was wir derzeit in Deutschland vorfinden, sind Insellösungen mit 

eigenen IT-Konzepten, die zwar innovativ sind, jedoch nicht miteinander kom-

munizieren können und auf keine gemeinsamen Standards aufgesetzt sind.  

Unter flächendeckender Telematikinfrastruktur verstehen wir, dass ein IT-

Infrastrukturnetz ähnlich unseres Autobahnnetzes flächendeckend durch 

Deutschland gezogen wird, auf dem im freien Wettbewerb alle Anbieter fahren 

können. Wie im Straßenverkehr müssen auch hier Regeln aufgesetzt und kon-

trolliert werden. Dafür sollte die gematik zuständig sein. Wie die Autos bzw. die 

Anwendungen aussehen, muss aber durch Industrieangebote in einem freien 

Markt entschieden werden. Die gematik – oder andere Behörden der Selbstver-

waltung – darf also auf keinen Fall vorschreiben, wie die technischen Anwendun-

gen auszusehen haben. Aus unserer Sicht problematisch sind zusätzliche Netze 

anderer Akteure, solange diese nicht mit der Telematikinfrastruktur der gematik 

kompatibel sind. Wenn wir die flächendeckende Vernetzung wollen, muss sicher-

gestellt sein, dass die Systeme integrierbar und interoperabel sind.  

>> Keine IT ohne internationale Standards 

Ein Blick über die Grenze hinweg nach Österreich zeigt, verpflichtende Standards 

fordern Innovationen und bieten Sicherheit. Bei der Einführung der elektroni-

schen Gesundheitsakte (ELGA) hat die österreichische Regierung entschieden, 

welche Standards benutzt und welcher Weg gegangen wird. Für Deutschland 

heißt das: Wir müssen keine neuen Standards erfinden. International anerkannte 

Standards müssen verbindlich festgelegt werden, um international den Aus-
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tausch der Daten sicherzustellen und um der deutschen Industrie keinen Wett-

bewerbsnachteil zu geben. Eigenständige deutsche Standards würden Hersteller 

zwingen, gesonderte deutsche Gesundheits-IT-Lösungen zu produzieren. Diese 

wären dadurch teurer und würden dazu führen, dass Gesundheits-IT-Lösungen 

deutscher Hersteller international an Attraktivität verlieren.  

>> Freier Markt mit klar festgelegten Rahmenbedingungen 

Sobald wir die Autobahn haben, kommen die Autos: Mit einer Telematikinfra-

struktur wird der Wettbewerb befördert, da sich die Anbieter im freien Markt mit 

den besten Lösungen und Anwendungen durchsetzen werden. In Deutschland 

sind wir davon derzeit weit entfernt: Die Selbstverwaltung nimmt für sich in An-

spruch, selbst Anwendungen zu entwickeln, die von der Industrie umzusetzen 

sind. Hinzu kommt, dass KBV und gematik die Macht haben, zu entscheiden, 

welche Anwendungen der Industrie sie zertifizieren – und damit zulassen – und 

welche nicht. Der bvitg e. V. vertritt hier klar die Auffassung, dass das Aufgaben-

feld und die Eingriffstiefe staatlicher und/oder körperschaftlicher Behörden nur 

so weit reichen dürfen, wie sie maximal notwendig sind.  

>> Verpflichtende Gleichbehandlung der Vergütung  

Wenn wir mit IT-Lösungen den Praxisalltag vereinfachen, den Patienten besser 

einbeziehen, Versorgungsprozesse intersektoral gestalten, Bürokratie abbauen 

und Ressourcen optimieren wollen, müssen wir Anreize schaffen. Im Moment 

wird der papierbasierte Arztbrief vergütet, die digitale Variante mit dem VHitG-

Arztbrief aber nicht.  

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen sind vorhanden: In §67 SGB V sieht der 

Gesetzgeber ausdrücklich vor, dass die Krankenkassen, die Leistungserbringer 

und ihre Verbände die elektronische Kommunikation fördern und unterstützen 

sollen. Umso wichtiger ist es, dass elektronische und telemedizinische Anwen-

dungen gefördert und im Abrechnungskatalog der Ärzte aufgeführt werden. Die 

verpflichtende Gleichbehandlung bei der Vergütung und eine dauerhafte finanzi-

elle Verankerung für Gesundheits-IT-Lösungen sind zwingende Voraussetzungen, 

um langfristige Planungssicherheit für die Anwender herzustellen und Investitio-

nen in IT-Lösungen zu fördern.  

>> Rechtliche Rahmenbedingungen anpassen 

Innovationen in Deutschland werden gerne mit zwei Argumenten verhindert: Bü-

rokratie oder Datenschutz. Keine Frage: Patienten- und Gesundheitsdaten müs-

sen sicher sein. Technologisch sind sie das! Sowohl die Telematikinfrastruktur als 

auch alle geplanten und zukünftigen Anwendungen der Gesundheitskarte müs-

sen und werden die höchsten Sicherheitsstandards erfüllen. Welche Anwendun-

gen aber jeder Patient individuell nutzt, sollte jedem Patienten selbst überlassen 

werden: Der Patient ist mündiger Herr seiner Daten – dieses Recht hat der Ge-

setzgeber den Patienten im Patientenrechtegesetz (§630) zugesichert.  

Neue IT-Lösungen erfordern das Weiterentwickeln bestehender Gesetze: So ent-

halten das Bundesdatenschutzgesetz sowie andere Datenschutzvorschriften kei-

ne ausreichenden Rechtsgrundlagen für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 

von Gesundheitsdaten und den Umgang sonstiger Daten im Sinne von §203 

StGB. Und auch das ärztliche Berufsrecht muss im Sinne einer modernen, ver-

netzten Behandlung  („Fernbehandlungsverbot“) geändert werden. 


